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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiedergutmachung 
(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes 

— Drucksache 2232 — 


A. Bericht des Abgeordneten Eichelbaum 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 2232 — wurde 
in der 134. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
7. Dezember 1960 dem Ausschuß für Wiedergut- 
machung federführend und dem Ausschuß für Inne- 
res isowie dem Haushalts ausschuß raitberatend über- 
wiiesein. Der federführende Ausschuß hat in seiner 
Sitzung am 14, Dezember 1960 einen Unterausschuß 
gebildet, dessen Vorsitz der Ausschußvorsiitzende 
selbst übernahm; Mitberichterstatter war Abgeord- 
neter Hamacher. Der Unterausschuß hat in 8 Sitzun- 
gen die erste Lesung des Gesetzentwurfs durch- 
geführt. Hierbei war nicht nur die Regierungsvorlage 
Grundlage der Beratungen, vielmehr wurden sämt- 
liche Vorschriften des Gesetzes zur Regelung der 
Wdedergutmachung nationalsoziaiistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes (BWGöD) 
eingehend beraten. Grund zu diesem Verfahren war 
der Wille des Ausschusses, über die vorliegende 
Novelle hinaus auch sämtliche Härten, die isich aus 
der Anwendung des BWGöD bisher ergeben haben, 
zu beseitigen. Den Mitgliedern des Unterausschusses 
lag dabei eine Zusammenstellung aller Eingaben 
von Verfolgtenverbänden, Beamtenorganisationen 
und anderen interessierten Verbänden sowie von 
Eiinzelpersonen zum BWGöD linsgesamt vor. 

Nach Abschluß der Beratungen des Unteraus- 
schusses hat der Ausschuß für Wiedergutmachung in 
einer Sitzung am 5. Mai 1961 die Vertreter der Ver- 
bände persönlich angehört. Hierbei nahmen diese 
zu allen noch offenen Fragen des BWGöD Stellung. 


Auf der Grundlage der Beschlüsse des Unteraus- 
schusses und des Ergebnisses der Anhörung der 
Verbände hat der Ausschuß für Wiedergutmachung 
in 3 zum Teil ganztägigen Sitzungen in Berlin vom 
5. bis 7. Juni 1961 die abschließende Lesung des Ge- 
setzentwurfs durchgeführt. Zu Beginn der Beratun- 
gen wurde der Präsident des VIII. Senats des 
Bundesverwaltungsgerichts Dr. Baring gehört. Der 
mitbeteiligte Ausschuß für Inneres hat dem feder- 
führenden Ausschuß am 7. Juni 1961 seine Stellung- 
nahme miitgeteilt; diese ist vom federführenden 
Ausschuß berücksichtigt worden. Der Haushaltsaus- 
schuß hat dem Gesetzentwurf lin der Fassung der 
Beschlüsse dets federführenden Ausschusses am 
15. Juni 1961 zugestimmt. 

Soweit der Ausschuß die Annahme der Regie- 
rungsvorlage empfiehlt, wird auf die amtliche Be- 
gründung in der Drucksache 2232 Bezug genommen. 
Zu den Änderungen der Regierungsvorlage sowie 
zu einigen weiteren Fragen ist das Nachfolgende zu 
bemerken: 

1. Zur Überschrift 

Die Novelle ist das Sechste Anderungsgesetz zum 
BWGÖD, nachdem die ursprünglich im vorliegenden 
Gesetzentwurf vorgesehene Änderung des § 26 
Abs. 4 wegen ihrer Dringlichkeit auf Grund eines 
Initiativantrages aus der Mitte des Bundestages in- 
zwischen als eigene (5.) Novelle vorgezogen ist 
(Bundesgesetzbl. 1960 I S. 870). 
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II, Zur Präambel 

Von den Verfolgtenverbänden ist an den Aus- 
schuß der Wunsch herangetragen worden, durch die 
Novelle dem BWGöD eine Präambel voranzustellen, 
um — wie im Bundesentschädigungsgesetz (BEG) — 
auch hier den Geist des Gesetzes besonders hervor- 
zuheben. Nach eingehenden Erörterungen hat der 
Ausschuß aber von der Einfügung einer besonderen 
Präambel abgesehen. Er ist der Auffassung, daß die 
Präambel des BEG den tragenden Gedanken der 
Wiedergutmachungsgesetzgebung enthält. In die- 
sem Sinne hat auch das Landesverwaltungsgericht 
Hamburg in seinem Urteil vom 25. September 1958 
— Az. III a VG 43/58 — ausgeführt: 

„Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
vom 22. November 1954 (RzW 1955 S. 55) ist 

jZiel und Zweck der Rückerstattungs- und Ent- 
schädigungsgesetzgebung, verursachtes Unrecht 
so bald und so weit wie möglich wiedergutzu- 
machen. Eine Auslegung des Gesetzes, die mög- 
lich ist und diesem Ziel entspricht, verdient da- 
her den Vorzug gegenüber jeder anderen Aus- 
legung, die die Wiedergutmachung erschwert oder 
zunichte macht,' 

Dieser Leitsatz ist die Präambel des BWöD.“ 

III. Zu Artikel I 

1. Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

2. Zu Nr. 3 Buchstabe c (§ 2 a Abs. 4) 

Die Neufassung dient der Beweiserleichterung. 

3. Zu Nr. 5 (§ 3) 

a) Die Änderung in Buchstabe a (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) folgt aus der 2. Novelle des 
Häftlingshilfegesetzes vom 16. Juli 1960. 

b) Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Neufassung des § 3 Abs. 2 Satz 2 (Nr. 5 Buchstabe e) 
ist gestrichen worden, weil damit der Auslegung 
des Begriffs der Familienzusammenführung engere 
Grenzen als bisher gezogen worden wären. Wenn 
auch die Begriffsbestimmung der Familienzusam- 
menführung im Rahmen des Gesetzes zu Artikel 
131 GG enger als im BWGöD ist, so hat der Aus- 
schuß es doch nicht für tunlich gehalten, im BWGöD 
zum Nachteil der Geschädigten eine Angleichung 
vorzunehmen. 

4. Der Ausschuß hat sich im Zusammenhang mit 
§ 5 mit der Frage der Einbeziehung von Inhabern 
eines Versorgungsscheines in den Personenkreis des 
Gesetzes befaßt. Er hat sich zu einer solchen Einbe- 
ziehung nicht entschließen können, da er der Auf- 
fassung ist, daß Inhaber von Versorgungsscheinen 
in der weiten Bedeutung dieses Begriffs nicht Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes waren und deshalb 
nicht allgemein einbezogen werden können. Die 
Bundesregierung hat aber zugesagt, im Einzelfall 


wohlwollend zu prüfen, ob auf Grund besonderer 
Umstände (z. B. Vorliegen eines dienst- oder ver- 
sorgungsähnlichen Verhältnisses) eine Wiedergut- 
machung nach dem BWGöD gewährt werden kann. 
In diesen Fällen soll auch trotz eines Versäumnis- 
ses der Antragsfrist eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand erfolgen. 

5. Zu § 8 

Vergleiche unter Nr. 13 dieses Berichts. 

6. Zu Nr. 5 a (§ 9) 

Dem Ausschuß lag eine Eingabe vor, mit der an- 
gestrebt wurde, bei verfolgten Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes sollten auch die Beförderun- 
gen berücksichtigt werden, die in der sowjetischen 
Besatzungszone bis zum 31. Dezember 1949 vorge- 
nommen worden sind, wenn und insoweit diese Be- 
förderungen nicht den objektiven Stellenwert des 
ausgeübten Amtes erheblich überschritten oder den 
Grundsätzen einer geordneten Personalwirtschaft im 
Zeitpunkt der Beförderung erheblich widersprochen 
haben. Zu diesem Änderungsvorschlag war vorge- 
tragen worden, daß in der sowjetischen Besatzungs- 
zone bis zu diesem Zeitpunkt vielfach noch demo- 
kratische Zustände geherrscht und viele frühere An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes, im besonderen 
Maße Verfolgte des Nationalsozialismus, freiwillig 
unter großen Schwierigkeiten und auch unter Opfern 
sich dem Versuch eines demokratischen Staatsauf- 
baus in der Zone zur Verfügung gestellt hätten. Der 
Ausschuß war nach eingehender Beratung dieser 
Frage der Auffassung, daß dem Grundgedanken des 
Begehrens durch die vorliegende Neufassung des 
§ 9 Abs, 2 Satz 1 insofern Rechnung getragen wird, 
als auch für Verfolgte, die nach dem 8. Mai 1945 zu- 
nächst in der sowjetisch besetzten Zone gelebt 
haben, die Dienstlaufbahn so nachgezeichnet wird, 
als ob sie diese im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ohne Unterbrechung hätten fortsetzen können. Da- 
mit fällt jene Zeit für die Berücksichtigung von Be- 
förderungen nicht aus. Die Neufassung der Vor- 
schrift erfolgt in bewußter Abweichung von der bis- 
herigen höchstrichterlichen Rechtsprechung. 

In diesem Zusammenhang wurde im Ausschuß 
auch die Frage erörtert, wie Beförderungen in der 
sowjetischen Besatzungszone im Falle des § 15 zu 
berücksichtigen sind. Der Ausschuß war der Auffas- 
sung, daß diese Beförderungen im Rahmen des 
BWGÖD als Indiz dafür gewertet werden können, 
daß der Geschädigte die Eignung für eine bis zum 
8. Mai 1945 mögliche Beförderung gehabt hat. 

7. Zu Nr. 7 (§ 10) 

Die Ergänzung in § 10 Abs. 1 Satz 1 trägt dem 
Umstand Rechnung, daß Hochschullehrer in der 
Regel nicht in den Ruhestand treten, sondern ent- 
pflichtet werden. Das gilt auch für die Fälle des § 11. 

8. Zu Nr. 10 a (§ 12) 

Die Anfügung des Satzes 2 in § 12 entspracht der 
bereits vom Bundesministerium des Innern hinsicht- 
lich der auf Zeit gewählten oder ernannten Beamten 
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geübten Praxis, Mit dem Wort „spätestens" soll 
erreicht iwerden, daß dem Geschädigten der Beweis, 
er hätte schon zu einem früheren Zeitpunkt eine 
solche oder eine bessere Rechtsstellung erlangt, 
nicht abgeschnitten wird. In den besonderen Fällen, 
in denen der Verfolgte die nächsthöhere BesoMungs- 
gruppe nur infolge eines Wechsels des Dienstberrn 
erreicht hätte, ist derjenige Dienstherr zur Wieder- 
gutmachung verpflichtet, der die Schädigung durch 
Entlassung verursacht hat. 

9. Zu Nr. 12 a (§ 16) 

Der Ausschuß erörterte ausführlich die Frage der 
Behandlung von Fällen, in denen infolge Straf- 
urteils oder Dienststräfurteils entlassene Beamte das 
Wiedergutmachungsverfiahren nicht zum Abschluß 
bringen können, weil die Folgen des Urteils nicht 
durch ein Wiederaufnahmeverfahren oder durch 
einen Gnadenerweis zu beseitigen sind. Mit der 
vorgesehenen Ergänzung soll die Wiedergutma- 
chung Behörde in die Lage versetzt werden, dem 
Geschädigten trotz des Urteils Wiedergutmachung 
zu (gewähren, sofern nach ihren Feststellungen kein 
Sachverhalt zugrunde liegt, der die Anwendung 
des BWGöD 'ausschließt. Damit wird idem Umstand 
Rechnung getragen, daß während der nationalsozia- 
listischen Gewaltherrschaft oft der dem Urteil zu- 
grunde liegende Sachverhalt aus Verfolgungsgrün- 
den verfälscht worden ist und heute z. B. infolge des 
Todes von Zeugen nicht mehr eindeutig aufgeklärt 
werden kann. 

10. Zu Nr. 15 (§ 21) 

Die Änderung in Buchstabe a (§ 21 Abs. 1) soll 
eine Rechtsgrundlage für die Bemessung der Ver- 
sorgung für Angestellte und Arbeiter schaffen und 
die bisher geübte Praxis sianktionieren. Der Aus- 
'Schuß hat sich davon überzeugt, daß entgegen dem 
Vortrag einiger Verbände damit keine Schlechter- 
stellung gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
eintritt. Die Änderung gegenüber der Regierungs- 
vorlage hat lediglich zum Inhalt, daß in den dort 
aingesprochenen Sohderfällen die Zugrundelegung 
(bekannter gleichartiger Versorgungsregelungen 
nicht in das Ermessen der Wiedergutmachungs- 
behörde gestellt wird. 

11. Zu Nr. 16 (§ 21 a) 

Der Ausschuß hat im Zusammenhang mit dieser 
Vorschrift erörtert, ob bei der Anrechnung der im 
Ausland erzielten Aibeitseinkünfte ein etwaiger 
Unterschied izwischen dem amtlichen Umrechnungs- 
kurs und der Kjaufkraft der ausländischen Währung 
berücksichtigt werden solle. Die Vertreter der Bun- 
desregierung erinnerten hierbei daran, daß der Be- 
griff der Kaufkraft im Wiedergutmachungsrecht aus 
§ 75 BEG und § 12 der 3. DVO/BEG im Zusammen- 
hang mit dem Begriff der ausreichenden Lebens- 
grundlage stamme. Die Vorschrift des § 21 a sei 
nicht mit derjenigen des BEG zu vergleichen; es 
handele sich hier vielmehr um die Zahlung des vol- 
len Gehalts als Übergangsgeld. Der Ausschuß hielt 
dieses Argument für überzeugend und sah von einer 


Änderung der Vorschrift ab, zumal die Neufassung 
des Absatzes 3 eine bedeutende Vergünstigung bei 
der Anrechnung vor sieht. 

12. Zu Nr. 18 a (§ 26 Abs. 4) 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Neu- 
fassung des § 26 Abs. 4 brauchte in diese Novelle 
nicht mehr aufgenommen zu werden, da sie bereits 
durch die 5. Novelle in das BWGöD eingefügt wor- 
den ist (vgl. unter 1. dieses Berichts). 

13. Zu Nr. 20 a (§ 31 a) 

Die Neufassung des § 31 a schließt eine Lücke in 
(der deutschen Gesetzgebung. Diese bestand darin, 
daß aus Verfolgungsigründen durch Beendigung des 
Dienstverhältnisses Geschädigte, die aus Gründen 
des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 Wiedergutmachung 
nicht erhalten, auch keine Ansprüche nach dem Ge- 
setz zu Artikel 131 GG haben, weil sie am 8. Mai 
1945 nicht mehr im Dienst waren oder keine Ver- 
sorgung erhielten. Da der Ausschuß sich aus grund- 
sätzlichen Eltwägungen aber nicht dazu entschließen 
konnte, zugunsten dieser Personen § 8 BWGöD zu 
ändern, hat er sichergestellt, daß sie in den Genuß 
der Rechte aus dem Gesetz zu Artikel 131 GG kom- 
men. Zu idiesem Zweck ist neben § 31 a durch Ar- 
tikel lila der § 77 Abs. 2 des Gesetzes zu Artikel 
131 GG geändert worlden. Damit ist auch einer ent- 
sprechenden Anregung des Bundesrates — Druck- 
sache 2232 Anlage 2 Nr. 2 — Genüge getan. 

14. Zu Nr. 21 (§ 31 b) 

Die Neufassung geht auf eine Anregung des Bun- 
desrates zurück und ist von der Bundesregierung bei 
den Ausschußberatungen vorgeschlaigem worden. Sie 
erweitert die Anwendung des § 31 b Abs. 1 auf die- 
jenigen Fälle, in denen Geschädigte ihre berufliche 
Tätigkeit aus VerfolgungsgrünJden nicht mehr aus- 
üben konnten und dadurch bei der Anwendung be- 
soldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 
über die Anrechnung solcher Beschäftigungszeiten 
als Volldienstzeiten benachteiligt sind. Außertdem ist 
den Anregungen der Verfolgtenverbände dahin- 
gehend entsprochen worden, daß Zeiten einer aner- 
kannten Freiheitsentziehung oder Freiheitsbeschrän- 
kung unbeschadet einer Anrechnung nach Absatz 1 
als ruhegehaltfähig zu berücksichtigen sind. Diese 
Zeiten gelten auch als Dienstzeiten im Sinne des 
Bes oldungs rechts. 

15. Zu Nr. 22 (§ 31 d) 

a) In der Regierungsvorlage war vorgesehen, daß 
in den Genuß des § 31 d Abs. 1 nur solche frühere 
Bedienstete jüdischer Gemeinden oder öffentlicher 
Einrichtungen kommen sollten, die nicht nach einer 
verfolgungsbedingten Verdränigung aus ihrem frü- 
heren Beruf in den Dienst einer jüdischen Gemeinde 
oder öffentlichen Einrichtung übernommen worden 
sind. Mit idieser Fassung sollte § 3 der Durchfüh- 
rungsveroridnung zu s§ 31 d nunmehr eine gesetzliche 
Grundlage erhalten. Der Ausschuß hat diese Ein- 
schränkung des § 31 d nicht gebilligt. Er hat festge- 
stellt, daß im NS^Staat bis 1938 tatsächlich eine 
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Ausdehnung der Aufigaben der jüdischen Gerne inlden 
stattgefunden hat. Das hat auch eine Erhöhung des 
Personalbestandes gerechtfertigt. Im übrigen erwar- 
tet der Ausschuß, daß die Verwaltungsbehörden den 
Begriff der Zugehörigkeit zu jüdischen Gemeinden 
oder öffentlichen Einrichtungen großzügig auslegen. 

b) Der Ausschuß hat außerdem eine Erweiterung 
des § 31 d auf Bedienstete jüdischer Gemeinden oder 
öffentlicher Einrichtungen in den in § 1 Abs. 2 ge- 
nannten Gebieten vorgenommen, sofern diese Be- 
diensteten deutscher Staatsangehörigkeit o'der deut- 
scher Volkszugehörigkeit im Sinne des § 6 des Bun- 
desvertriebenengesetzes sind. Er war hierbei aller- 
dings der Meinung, daß an den Begriff der deutschen 
Volkszugehörigkeit dem Sinne des BWGöD entspre- 
chende Anforderungen zu stellen sind. 

16. Zu Nr. 23 a (§ 31 g) 

a) Die Vorschrift betrifft die aus Verfolgungs- 
gründen verzögerte Beförderung. Der Ausschuß hat 
ausführlich die Frage erörtert, ob der Tatbestand 
der verzögerten Beförderung in § 5 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe g aufgenommen werden solle. Hierzu 
trugen die Vertreter der Bundesregierung vor, daß 
auch nach der Rechtsprechung eine verzögerte Be- 
förderung, durch welche eine spätere Beförderung 
blockiert worden ist, bereits als unterbliebene Be- 
förderung angesehen werde. Wer am 1. April 1957 
noch im Dienst gewesen sei, werde im übrigen 
durch eine verspätete Beförderung in seinen Dienst- 
oder Versorgungsbezügen nicht benachteiligt, da 
nach dem Bundesbesoldungsgesetz jetzt das Lebens- 
alter und die Dienstzeit für die Einstufung maß- 
gebend sei. Der Ausschuß war der Meinung, daß es 
sich bei einer verzögerten Beförderung zwar nicht 
um einen typischen Verfolgungstatbestand, aber 
doch um ein Verfolgungsunrecht handele. Dieser 
Auffassung trägt die Aufnahme des § 31 g in die 
Übergangsbestimmungen Rechnung. 

b) Der Ausschuß hat außerdem sehr eingehend 
die Anregung mehrerer Verfolgtenverbände erör- 
tert, in das BWGöD die Vermutung aufzunehmen, 
daß der Wiedergutmachungsberechtigte in der Zeit 
vom 30. Januar 1933 bis zum Inkrafttreten des 
BWGöD für je 6 Jahre seit der planmäßigen Anstel- 
lung oder seit der letzten Beförderung je einmal 
befördert worden wäre. Als Begründung für eine 
solche Gesetzesänderung wurde einmal vorgetragen, 
dem Wiedergutmachungsberechtigten müßten für 
die Nachholung der Beförderung die gleichen Chan- 
cen gewährt werden, wie sie den Beamten im 
NS-Staat offenstanden, zum anderen sei es berech- 
tigt, die verfolgten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes angesichts ihrer Verdienste als Verteidiger 
der Demokratie außerhalb des normalen Stellen- 
planes zu befördern. Der Ausschuß sah sich jedoch 
nicht in der Lage, dem Bundestag die angestrebte 
Gesetzesänderung vorzuschlagen. Er war der Mei- 
nung, daß schon nach der heutigen Fassung des 
Gesetzes bei der Nachzeichnung der Dienstlaufbahn 
für die Beurteilung der Frage, ob eine Beamten- 
stelle zur Verfügung stand, die durch Ausweitung 
der Staatsaufgaben durch den Nationalsozialismus 
tatsächlich obwaltenden Verhältnisse dem Verfolg- 


ten zugute kommen müssen, damit hier eine Benach- 
teiligung gegenüber den Nichtgeschädigten vermie- 
den werde (so schon der Schriftliche Bericht des Ab- 
geordneten Dr. Böhm zur 3. Novelle zum BWGöD 
vom 7. Dezember 1955, Drucksache 1937, S. 3 zu § 5). 

Der Ausschuß war ferner der Meinung, das 
BWGöD wie alle Wiedergutmachungsgesetze regele 
lediglich den Schadensersatz für erlittenes Unrecht. 
In seinem Rahmen könne daher keine an sich 
berechtigte Belohnung für den Widerstand während 
der NS-Gewaltherrschaft vorgenommen werden. Der 
Ausschuß erwartet aber, daß alle staatlichen und 
kommunalen Stellen die verfolgten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes über die formelle Wieder- 
gutmachung hinaus in jeder Weise fördern. 

17. Zu Nr. 23 b (§ 31 h) 

a) Diese neu eingefügte Vorschrift betrifft die- 
jenigen Personen, für die zur abgeschlossenen Aus- 
bildung für ihren Beruf nach Bestehen der das Hoch- 
schulstudium abschließenden Prüfung ein staatlicher 
Vorbereitungsdienst vorgeschrieben war und deren 
Übernahme in diesen Vorbereitungsdienst nach be- 
standener Prüfung aus Verfolgungsgründen unter- 
blieben ist. Hierunter fallen z. B. geprüfte Rechts- 
kandidaten, geprüfte Kandidaten des höheren Lehr- 
amts, der Forst- und der Bauverwaltung, die aus 
Verfolgungs gründen nicht zu Referendaren ernannt 
worden sind. Diese Personen sollen vom 1. Januar 
1961 ab einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 50 vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Eingangsstufe der Besoldungsgruppe 13 der 
Bundesbesoldungsordnung A erhalten, sofern anzu- 
nehmen ist, daß sie ohne die Verfolgung voraus- 
sichtlich eine Anstellung im höheren Dienst und 
eine Anwartschaft auf beamtenrechtliche Versor- 
gung erhalten hätten. Die Vorschrift ist in die Uber- 
gansbestimmungen aufgenommen worden, weil die- 
ser Personenkreis nicht zum Referendar ernannt 
worden ist und damit keine unmittelbaren An- 
sprüche nach dem BWGöD stellen kann. Da aber in 
der Nichtübernahme in den öffentlichen Dienst 
gerade der Verfolgungstatbestand gesehen werden 
muß, hat der Ausschuß die vorgeschlagene Billig- 
keitsregelung für erforderlich gehalten. 

b) Im Zusammenhang mit dieser Frage erörterte 
der Ausschuß auch die Frage der Entschädigung ver- 
folgter Habilitationsbewerber, denen die venia 
legendi noch nicht erteilt war und die damit nicht 
unter § 5 Abs. 1 Nr. 4 fallen. Der Ausschuß war der 
Meinung, daß in den Fällen, in denen ein Habilita- 
tionsbewerber seine Habilitationsschrift vorgelegt 
hat und diese durch Beschluß der Fakultät angenom- 
men worden ist, der Betreffende seine Berufsaus- 
bildung im Sinne des § 114 BEG abgeschlossen hat. 
Wenn ihm dennoch die venia legendi aus Verfol- 
gungsgründen nicht erteilt worden ist, so hat er 
Anspruch nach § 114 BEG. 

18. Der Ausschuß hat sich eingehend mit dem Vor- 
schlag auseinandergesetzt, die Gerichtsverfahren 
nach dem BWGöD entsprechend der Vorschrift des 
§ 225 BEG gebühren- und auslagenfrei zu gestalten. 
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Er hat aber von einer Änderung des § 33 abge- 
sehen angesichts der Tatsache, daß es sich bei den 
Verfahren nach dem BWGöD wie bei den Verfah- 
ren nach dem Gesetz zu Artikel 131 GG um dienst- 
rechtliche und nicht um entschädigungsrechtliche 
Verfahren handelt. Im übrigen ist die Wiedergut- 
nxachung im öffentlichen Dienst bereits zu mehr als 
97 V. H. erledigt. Eine Rückerstattung der bislang 
bezahlten Gebühren wäre ebensowenig durchführ- 
bar, wie es aus Gleichheitagründen in Frage kom- 
men könnte, lediglich die noch ausstehenden Ver- 
fahren gebührenfrei zu gestalten. 

19 . Dem Ausschuß lag eine Anregung der Verfolg- 
tenverbände vor, Dienst- und Versorgungsbezüge, 
die für die Zeit vom 1. April 1951 an nachgezahlt 
werden, in bezug auf die Einkommensteuer so zu 
behandeln, als seien sie jeweils in dem Jahr zur 
Auszahlung gelangt, für das sie nachgezahlt wer- 
den. Zu dieser Frage wurde von .den Vertretern des 
Bundesministeriums der Finanzen erklärt, die für 
die Verwaltung der Einkommensteuer (Loihnsteuer) 
zuständigen Finanzministerien (Finanzsenatoren) 
der Länder hätten nach eingehender Erörterung ent- 
sprechend einer Empfehlung des Bundesministe- 
riums der Finanzen mit Schreiben vom 26. Oktober 
1959 _ IV B/3 — S 2228 — 88/59 — folgende Neu- 
regelung für die Besteuerung von Nachzahlungen 
auf Grund des BWGöD getroffen: 

1. Die Lohnsteuer wird nach den allgemeinen Vor- 
schriften (§ 35 der Lohnsteuer-Durchführungsver- 
ordnung) berechnet. In diesen Vorschriften ist 
eine Verteilung der Nachzahlung bis zu drei 
Jahren zugelassen. Der sich hiernach ergebende 
Steuerbetrag wird nur zur Hälfte erhoben. 

2. Die Nachzahlungen und die von ihnen gezahlte 
Lohnsteuer bleiben beim Lohns teuer- Jahresaus- 
gleich und bei einer etwaigen Veranlagung zur 
Einkommensteuer außer Betracht, es sei denn, 
daß der Wiedergutmachungsberechtigte ihre Ein- 
beziehung beantragt, weil es für ihn günstiger 
ist. 

3. Die vorstehenden Regelungen gelten auch für 
Personen, die im Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben (beschränkt Steuer- 
pflichtige) . 

Die Neuregelung gelte einheitlich für alle Nach- 
zahlungen, die vom 1. Januar 1960 an geleistet 
würden. Soweit Nachzählungen im Kalenderjahr 
1959 geleistet und noch nach den früher geltenden 
Bestimmungen versteuert worden seien, werde auf 


Antrag eine Neuberechnung der Lohnsteuer nach 
den oben dargestellten Grundsätzen vorgenommen; 
soweit diese Neuberechnung zu einer geringeren 
Lohnsteuer führe als zunächst einbehalten worden 
sei, werde der Unterschiedsbetrag erstattet. Bei be- 
schränkt Steuerpflichtigen erfolge die Neuberech- 
nung von Amts wegen ohne Antrag, weil der hier 
in Betracht kommende Personenkreis vermutlich 
nicht sehr umfangreich sei. 

An Hand von Beispielen haben sich die Mitglieder 
des Ausschusses davon überzeugt, daß die gegen- 
wärtig geltende Regelung die günstigste ist, 

20. Der Ausschuß hat ferner die Frage erörtert, 
ob in das BWGöD eine Härteklausel eingefügt 
werden solle. Er hat sich hierzu jedoch nicht ent- 
schließen können, ^da er der Meinung ist, das 
BWGöD behandele einen festumgrenzten Kreis der 
Verfolgten. Insofern sei eine andere Lage gegeben 
als beim BEG. Der Ausschuß erwartet aber, daß bei 
der Handhabung des Gesetzes die weitestgehende 
Auslegung einer jeden nur formalistischen Betrach- 
tung vorgezogen wird. 

IV. Zu Artikel II 

Vergleiche unter VI. dieses Berichts. 

V. Zu Artikel III a 

Vergleiche unter 1. Nr. 13 dieses Berichts. 

VI. Zu Artikel IV 

a) Als Frist für die Stellung von Anträgen auf 
Grund der durch diese Novelle neu eröffneten An- 
sprüche hat der Ausschuß den 31. Dezember 1962 
vorgesehen. Er hält diese Frist angesichts der aus- 
führlichen öffentlichen Diskussion, die der Verab- 
schiedung des Gesetzes vorausgegangen ist, für 
ausreichend, auch um den Anspruchsberechtigten 
Gelegenheit zu geben, die außerhalb der Bundes- 
republik und Berlins leben, noch rechtzeitig ihre 
Rechte geltend zu machen. 

b) Artikel IV Abs. 4 wurde im Zusammenhang 
mit Artikel I Nr. 5 Buchstabe e gestrichen. 


VIL Zu Artikel VII 

Artikel VII betrifft das Inkrafttreten der einzelnen 
Vorschriften der Novelle. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Eichelbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2232 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Wiedergutmachung 

Jahn (Marburg) Eichelbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes 

— Drucksache 2232 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wiedergutmachung 

(7. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Füniten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistisclien Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes in der Fassung der Anlage zu 
Artikel I des Dritten Änderungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820, 822) und des 
Vierten Änderungsgesetzes vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1703) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


1. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Bundes- 
ergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(BEG)" ersetzt durch die Worte „des Bun- 
de sentschädigungsgesetzes (BEG) 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „des 
Bundesvertriebenengesetzes" die Worte 
„vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S.201)" 
gestrichen und dafür eingefügt „(BVFG)". 


B e 'S c h 1 ü s s e des 7. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes in der Fassung der Anlage zu 
Artikel I des Dritten Änderungsgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820, 822), 
des Vierten Anderungsgesetzes vom 10. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1703) und des Fünften 
Änderungsgesetzes vom 30. November 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 870) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. unverändert 
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2. § 2 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die dort bezeichneten Personen, die als Öster- 
reicher durch die Vereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich die deutsche Staatsange- 
hörigkeit erworben hatten, es sei denn, daß sie 

1. bei einer deutschen Behörde außer- 
halb des Landes Österreich plan- 
mäßig angestellt waren und dort ge- 
schädigt worden sind oder 

2. nach dem Zweiten Gesetz zur Rege- 
lung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 17. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 431) die deutsche 
Staatsangehörigkeit wieder erwer- 
ben. 

Satz 1 gilt auch für die Hinterbliebenen dieser 
Personen." 

3. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sofern sie am 30. Januar 1933 Körper- 
schaftsrechte hatten" gestrichen. 

b) In Absatz 1 werden am Schluß folgende 
Sätze angefügt: 

„Hierbei dürfen Nichtgebietskörperschaften, 
die am 30. Januar 1933 noch keine Körper- 
schaftsrechte hatten, nur berücksichtigt wer- 
den, wenn sie durch Zusammenschluß ande- 
rer in diesem Zeitpunkt bereits bestehender 
Körperschaften gebildet worden sind oder 
wenn es sich um Nichtgebietskörperschaften 
in den in § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Gebieten handelt und andere Nichtgebiets- 
körperschaften der gleichen Art im Reichs- 
gebiet am 30. Januar 1933 bereits Körper- 
schaftsrechte hatten. Deutsche Einrichtungen 
und Verbände in den in § 1 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 genannten Gebieten dürfen berück- 
sichtigt werden, wenn ihr in diesen Gebie- 
ten anerkannter Aufgabenkreis dem einer 
Reichs-, Länder- oder Gemeindedienststelle 
oder einer am 30. Januar 1933 im Reichsge- 
biet bestehenden Nichtgebietskörperschaft 
gleichzuachten war. Im übrigen können 
solche sonstigen Einrichtungen der öffent- 
lichen Hand berücksichtigt werden, die den 
in der Anlage 2 aufgeführten rechtlich und 
hinsichtlich ihres öffentlichen Aufgabenkrei- 
ses gleichgeartet sind." 

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist eine Einrichtung, die nicht in der 
Anlage 2 zu Absatz 1 Nr. 4 aufgeführt ist, in 
einer Gebiets- oder Nichtgebietskörper- 
schaft, einem Verband von Gebiets- oder 
Nichtgebietskörperschaften oder in einer 
sonstigen Einrichtung der Öffentlichen Hand 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. § 2 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

„(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die dort bezeichneten Personen, die als Öster- 
reicher durch die Vereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hatten, es sei denn, 
daß sie 

1. unverändert 


2. nach dem Zweiten Gesetz zur Rege- 
lung von Fragen der Staatsangehö- 
rigkeit vom 17. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 431) die deutsche 
Staatsangehörigkeit wiedererworben 
haben oder wiedererwerben. 

Dies gilt auch für die Hinterbliebenen dieser 

Personen." 

3. § 2 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist eine Einrichtung, die nicht in der 
Anlage 2 zu Absatz 1 Nr. 4 aufgeführt ist, 
in einer Gebiets- oder Ni chtgebi et skörp er- 
schuft, einem Verband von Gebiets- oder 
Nichtgebietskörperschaften oder in einer 
sonstigen Einrichtung der öffentlichen 
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im Sinne des Absatzes 1 aufgegangen, so 
stehen die geschädigten Angehörigen die- 
ser Einrichtung den Personen des Absatzes 1 
gleich, wenn sie ohne die Schädigung in den 
Dienst der vorgenannten Körperschaft, des 
Verbandes von Körperschaften oder der Ein- 
richtung der öffentlichen Hand übernommen 
worden wären." 


4. In § 2b Abs. 2 werden die Worte „in Gewahr- 
^ sam gehalten werden" durch die Worte „in 

Gewahrsam genommen sind oder werden" er- 
setzt. 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a werden hin- 
ter dem Wort „oder" die Worte „als nach 
§ 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes einem 
solchen Gleichzubehandelnder oder" einge- 
fügt; 

b) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c erhält folgen- 
den Wortlaut: 

„c) im Anschluß an die Rückkehr aus frem- 
den Staaten, wenn er vor Ablauf des 
8. Mai 1945 seinen Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt aus dem Reichsgebiet 
> in seinen jeweiligen Grenzen in jetzi- 
ges Ausland verlegt hatte oder vor 
oder nach diesem Zeitpunkt im Zuge der 
allgemeinen V ertreibungsmaßnahmen, 
insbesondere Ausweisung oder Flucht, 
aus dem Reichsgebiet oder den nach 
dem 31. Dezember 1937 angegliederten 
Gebieten in jetziges Ausland gelangt 
war, wobei Ausland nicht das zum Ge- 
biet des Deutschen Reiches in den Gren- 
zen vom 31. Dezember 1937 gehörende, 
jetzt unter fremder Verwaltung ste- 
hende Gebiet ist, oder"; 

c) Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe d erhält folgende 
Fassung: 

„d) als Sowjetzonenflüchtling nach § 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes, sofern er 
als solcher anerkannt worden ist." 

d) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

e) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Familienzusammenführung im Sinne des 
Satzes 1 liegt nur vor, wenn der Zuziehende 
im Zeitpunkt des Wegzuges von dem bis- 
herigen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
haltsort außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes 

a) nicht in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Ehegatten oder einer Person lebte, die 


B e s c h 1 ü s s e d e s 7. A u s s c h u s s e s 

Hand im Sinne des Absatzes 1 aufgegangen, 
so stehen die geschädigten Angehörigen die- 
ser Einrichtung den Personen des Absatzes 1 
gleich, wenn nach der Sachlage anzunehmen 
ist, daß sie ohne die Schädigung in den 
Dienst der vorgenannten Körperschaft, des 
Verbandes von Körperschaften oder der Ein- 
richtung der öffentlichen Hand übernommen 
worden wären." 

4. unverändert 


5. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a werden hinter 
dem Wort „oder" die Worte „als früherer 
Häftling im Sinne des § 9 Abs. 1 des Häft- 
lingshilfegesetzes oder" eingefügt; 

b) u n V e.r ä n d e r t 


c) unverändert 


d) unverändert 

Buchstabe e entfällt 
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zu den Verwandten gerader Linie oder 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, 

Stiel- oder Pflegekindern, an Kindes 
Statt Angenommenen oder Schwieger- 
kindern gehörte, oder der ihn bisher Be- 
treuende das fünfundsechzigste Lebens- 
jahr vollendet hatte oder infolge eigener 
körperlicher oder geistiger Gebrechlich- 
keit zu der Betreuung außerstande war 
oder wegen Übersiedlung in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes unter den 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzun- 
gen oder infolge Verheiratung nicht län- 
ger ausüben konnte, und 

b) die fehlende Betreuung durch Aufnahme 
in die Familiengemeinschaft eines der 
unter Buchstabe a bezeichneten Angehö- 
rigen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erhält 

Der Aufnehmende muß die in Absatz 1 
bezeichneten Voraussetzungen erfüllen, 
es sei denn, daß er den Zuziehenden an 
dessen bisherigem Wohnsitz oder dau- 
erndem Aufenthalt betreut hat und in- 
folge Verheiratung in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes übergesiedelt ist. 

Eine Aufnahme durch Stiel- oder Pflege- 
kinder oder an Kindes Statt Angenom- 
mene kommt nur in Betracht, wenn sie 
vor Vollendung des achtzehnten Lebens- 
jahres mit dem Zuziehenden in häus- 
licher Gemeinschaft gelebt hatten. Der 
Übersiedlung des Betreuenden infolge 
Verheiratung (Satz 2 Buchstabe a, Satz 3) 
steht es gleich, wenn dieser seinem un- 
ter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zugezogenen Ehegatten zur Erhaltung 
oder Wiederherstellung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft gleichzeitig oder 
später folgt. Die Voraussetzungen des 
Satzes 2 Buchstabe b können als erfüllt 
angesehen werden, wenn der Auf- 
nehmende die Aufnahme vorbereitet 
hatte, jedoch vor der tatsächlichen Auf- 
nahme verstorben ist oder seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes aus von ihm 
nicht verschuldeten Gründen aufgeben 
mußte." 

f) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: f) unverändert 

„(4) Darüber hinaus wird versorgungsbe- 
rechtigten Hinterbliebenen, die nach dem 
31. Dezember 1952 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt genommen haben, Wieder- 
gutmachung dann gewährt, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 in der Person 
des verstorbenen Geschädigten erfüllt 
waren. " 


c h u s s e s 
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6. § 9 Abs. 2 Satz 4 und 5 erhalten folgenden 
^ Wortlaut: 

„Die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich um 
Zeiten einer als Verfolgung anzusehenden 
oder bereits anerkannten Freiheitsentziehung 
oder Freiheitsbeschränkung im Sinne der §§43 
und 47 des Bundesentschädigungsgesetzes 
(BEG), soweit diese nicht schon nach anderen 
Vorschriften erhöht anrechenbar sind. Die ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit erhöht sich ferner um 
die bis zum 8. Mai 1945 aus Verfolgungsgrün- 
den in schwerer wirtschaftlicher Notlage ver- 
brachte Zeit, soweit die gleiche Zeit nicht schon 
nach Satz 4 erhöht anrechenbar ist." 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Unterbleibt die Wiederanstellung, weil der 
Geschädigte seit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes dienstunfähig geworden ist oder 
die gesetzliche Altersgrenze erreicht hat, so 
ist vom Beginn des auf den Eintritt der 
Dienstunfähigkeit oder die Erreichung der 
Altersgrenze folgenden Monats an das 
Ruhegehalt so zu bemessen, wie wenn er 
entsprechend seinem Wiedergutmachungs- 
anspruch wiederangestellt und aus diesem 
Amt mit dem Ende des Monats, in dem die 
vorerwähnten Voraussetzungen eingetreten 
sind, in den Ruhestand getreten wäre. Un- 
terbleibt die Wiederanstellung aus anderen 
beamtenrechtlichen Gründen, so verbleibt es 
bei dem Ruhegehalt gemäß Satz 1." 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten 
„Absatz 1" die Worte „Satz 1" eingefügt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„Bei Eintritt der Dienstunfähigkeit oder Er- 
reichung der Altersgrenze findet Absatz 1 
Satz 2 Anwendung." 

8. Hinter § 10 wird folgender § 10 a eingefügt; 

♦ 

„§ 10 a 

Ein Geschädigter (§ 9), der bis zur Wieder- 
anstellung Anspruch auf Ruhegehalt nach § 10 
Abs. 1 Satz 1 hat, kann statt der Wiederanstel- 
lung die Belassung im Ruhestande beantragen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5 a. In § 9 Abs. 2 Satz 1 wird folgender Satzteil 
^ angefügt: 

„und nach dem 8. Mai 1945 seine Dienst- 
laufbahn im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hätte fortsetzen können." 

6. unverändert 


7. § 10 wird wie folgt geändert: 

♦ 

vor a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und werden die 
Worte angefügt „bei Hochschullehrern 
treten an die Stelle des Ruhegehaltes 
die Entpflichtetenbezüge". 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) unverändert 


8. unverändert 
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Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Zu- 
stellung der Entscheidung über die Wiedergut- 
machung zu stellen. Dem Anträge ist stattzu- 
geben, wenn dienstliche Gründe die alsbaldige 
Wiederaufnahme des Dienstes nicht erfordern; 
wird ihm stattgegeben, so ist die Wahl endgül- 
tig." 

9. § 11a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „§ 10 Abs. 1" die Worte „Satz 2" einge- 
fügt. 

b) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Nach seiner Heimkehr (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a) hat der Geschädigte selbst in- 
nerhalb der in § 24 Abs. 2 Satz 2 bezei ebneten 
Frist einen Wiedergutmachungsantrag zu 
stellen. Bis zur Zustellung der Entscheidung 
über diesen Wiedergutmachungsantrag er- 
hält er die in Absatz 1 Satz 1 oder 2 be- 
zeichneten Beträge als Ruhegehalt. Wird 
dem Geschädigten ein Anspruch auf Wie- 
anstellung zuerkannt, so werden ihm die im 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Beträge bis 
zum Ablauf der Dreimonatsfr^st gemäß § 10 
Abs. 3 Satz 1 oder bis zu einer früheren 
Wiederanstellung (§ 9) gewährt. Wird ihm 
wegen Dienstunfähigkeit ein Anspruch auf 
Wiederanstellung nicht zuerkannt, so er- 
hält er die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Beträge mindestens für die Dauer von zwölf 
Monaten nach Ablauf des Monats, in dem 
er entlassen worden ist, sofern er nicht wäh- 
rend dieses Zeitraumes die gesetzliche Al- 
tersgrenze erreicht hat. Wird ein Wieder- 
gutmachungsantrag gemäß Satz 1 nicht ge- 
stellt, so enden die Zahlungen gemäß Ab- 
satz 1 Satz 1 und 2 nach Ablauf von zwölf 
Monaten, gerechnet vom Ersten des auf die 
Entlassung folgenden Monats an." 

10. Hinter § 11a wird folgender § 11b eingefügt: 

♦ 

.,§ llb 

Ruhestandsbeamte, die auf Grund der Zwei- 
ten Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts vom 9. Oktober 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 580) als Beamte auf Wider- 
ruf wiederverwendet waren und aus dieser 
Verwendung aus Gründen des § 1 entlassen 
worden sind, werden so behandelt, wie wenn 
sie bis zum 8. Mai 1945, längstens jedoch bis 
zum Eintritt der Dienstunfähigkeit als Beamte 
auf Widerruf wiederverwendet worden wären." 


unverändert 


10. unverändert 


10a. In § 12 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

♦ 

„Es wird ferner unterstellt, daß ihm spätestens 
nach Ablauf der durch die Schädigung vorzeitig 
beendeten Amtsperiode die Bezüge der nächst- 
höheren Besoldungsgruppe zuerkannt worden 
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wären, soweit dies nach den Reichsrichtlinien 
für die Besoldung der Gemeindebeamten vom 
22. Juli 1941 zulässig war." 

11. In § 14 wird folgender Absatz 2 angefügt: 11. unverändert 

♦ 

„(2) Hat der Geschädigte das von ihm am 
8. Mai 1945 bekleidete Amt aus den in Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes bezeichneten Grün- 
den verloren, so regeln sich seine Wiederver- 
wendung sowie seine versorgungsrechtlichen 
und sonstigen Ansprüche nach den Vorschriften 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des am 8. Mai 1945 tatsächlich beklei- 
deten Amtes das im Wiedergutmachungsver- 
fahren festgestellte Amt tritt.“ 


12. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 12. unverändert 

♦ 

„§ 9 Abs. 2 Satz 2, §§ 11, 13 und 14 Abs. 2 gel- 
ten entsprechend.“ 

12a. § 16 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 16 

(1) Beamte, die infolge Strafurteils oder 
Dienststrafurteils aus dem Dienst ausgeschieden 
oder entfernt worden sind (§ 5), gelten im Sinne 
der §§ 9 bis 13 als entlassene Beamte. Die 
Wiedergutmachung nach diesen Vorschriften 
setzt voraus, daß 

1. das Urteil kraft Gesetzes als aufge- 
hoben gilt oder im Wiederaufnahme- 
verfahren oder in einem sonstigen 
gesetzlich geregelten Verfahren auf- 
gehoben ist oder 

2. die beamten- oder versorgungsrecht- 
lichen Folgen des Urteils im Gnaden- 
wege beseitigt sind. 

(2) Können die Folgen des Urteils auf den in 
Absatz 1 angegebenen Wegen nicht beseitigt 
werden, so steht das Urteil einer Wiedergut- 
machung nicht entgegen, wenn nach den Fest- 
stellungen der entscheidenden Behörde kein 
Sachverhalt vorliegt, der die Anwendung die- 
ses Gesetzes ausschließt." 


13. § 18 wird wie folgt geändert: 13. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter der Zahl 
„10,“ die Zahl „10 a," und hinter der Zahl 
„11,“ die Zahl „11b," eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für die geschädigten Ruhestandsbeamten 
und sonstigen Versorgungsempfänger sowie 
deren versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen in den dem Deutschen Reich angeglie- 
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derten Gebieten und die geschädigten An- 
gehörigen der autonomen Verwaltung des 
ehemaligen Protektorats Böhmen und Mäh- 
ren (§ 1 Abs. 2 Nr. 2) gelten als ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge die entsprechenden 
Dienstbezüge der vergleichbaren Angehöri- 
gen des deutschen öffentlichen Dienstes; auf 
die hiernach zustehenden Versorgungsbe- 
züge werden Zahlungen, die von einer aus- 
ländischen Versorgungseinrichtung auf 
Grund des der Wiedergutmachung zugrunde 
liegenden Dienstverhältnisses für den glei- 
chen Zeitraum geleistet werden, nach dem 
amtlichen Umrechnungskurs angerechnet." 


14. In § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

♦ 

„(3) Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
(Absatz 2), die mit lebenslänglicher Dienstzeit- 
versorgung ausgeschieden waren und als wie- 
derverwendete Soldaten des Beurlaubtenstan- 
des aus Gründen des § 1 entlassen worden sind, 
werden bei Anwendung des § 53 Abs. 1 Satz 3 
und des § 64 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen so behandelt, wie wenn sie bis zum 
8. Mai 1945, längstens jedoch bis zum Eintritt der 
Dienstunfähigkeit, im Beurlaubtenstande wie- 
derverwendet worden wären; hierbei werden 
Beförderungen berücksichtigt, die sie ohne die 
Entlassung voraussichtlich erlangt hätten. Ent- 
sprechendes gilt, wenn die in Satz 1 genannten 
Personen zwar nicht entlassen, aber aus Grün- 
den des § 1 nicht befördert worden sind." 


15. § 21 wird wie folgt geändert: 

i, 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Soweit der Bund wiedergutmachungspflich- 
tig ist, gilt § 18 Abs. 2 mit der Maßgabe ent- 
sprechend, daß die Versorgungsbezüge sich 
nach den für die Geschädigten früher maß- 
gebend gewesenen Satzungen, Dienstord- 
nungen, Ruhevergütungs- oder Ruhelohn- 
ordnungen oder Einzelarbeitsverträgen be- 
messen,- die für die Beamten festgesetzten 
Mindestversorgungsbezüge gelten. Nach den 
vorgenannten früheren Versorgungsrege- 
lungen richtet sich auch die Anrechnung von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder aus Zusatzversicherungen für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes. So- 
fern in Einzelfällen die maßgebend gewese- 
nen Satzungen, Dienstordnungen, Ruhever- 
gütungs- oder Ruhelohnordnungen oder Ein- 
zelarbeitsverträge ihrem Wortlaut nach nicht 
bekannt sind, können bekannte gleichartige 
Versorgungsregelungen der Bemessung der 
Versorgungsbezüge zugrunde gelegt wer- 
den." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


14. unverändert 


15. § 21 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Soweit der Bund wiedergutmachungspflich- 
tig ist, gilt § 18 Abs. 2 mit der Maßgabe 
entsprechend, daß die Versorgungsbezüge 
sich nach den für die Geschädigten früher 
maßgebend gewesenen Satzungen, Dienst- 
ordnungen, Ruhevergütungs- oder Ruhelohn- 
ordnungen oder Einzelarbeitsverträgen be- 
messen; die für die Beamten festgesetzten 
Mindest veirsorgungsbezüge gelten. Nach den 
vorgenannten früheren Versorgungsregelun- 
gen richtet sich auch die Anrechnung von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder aus Zusatzversicherungen für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes. So- 
fern in Einzelfällen die maßgebend gewe- 
senen Satzungen, Dienstordnungen, Ruhe- 
vergütungs- oder Ruhelohnordnungen oder 
Einzelaiibeitsverträge ihrem Wortlaut nach 
nicht bekannt sind, sind bekannte gleich- 
artige Versorgungsregelungen der Bemes- 
sung der Versorgungsbezüge zugrunde zu 
legen." 
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b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: t>) unverändert 

„§ 14 Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung." 

16. § 21 a wird wie folgt geändert: 16. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Angestelltenruhegeldes oder der Invaliden- 
rente" durch die Worte „der Versicherten- 
renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen mit Ausnahme der Bergmannsrente" 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Für Angestellte und Arbeiter im Sinne des 
§ 21 Abs. 2, die ohne die schädigende Maß- 
nahme (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstaben a, b) bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den 
für sie geltenden Vorschriften eine Dienst- 
zeit von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht haben würden, gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß an Stelle der Hälfte sechzig 
vom Hundert des dort genannten Arbeits- 
einkommens gewährt werden." 

c) Der bisherige Satz 2 in Absatz 1 wird 
Satz 3 und erhält folgenden Wortlaut: 

„Wird die Dienstfähigkeit wiedererlangt 
oder die Rente wegen einer Änderung in 
den Verhältnissen des Berechtigten entzo- 
gen oder fällt eine Rente auf Zeit weg, so 
lebt der Anspruch auf Bezüge nach Satz 1 
oder 2 wieder auf." 

d) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den zu- 
erst gebrauchten Worten „Absatz 1" die 
Worte „Satz 1 oder 2" eingefügt. In Satz 2 
werden hinter den Worten „Absatz 1" die 
Worte „Satz 1" eingefügt. 

e) Absatz 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„(3) Bezieht ein Empfänger von Bezügen 
nach Absatz 1 oder 2 ein Einkommen oder 
eine Versorgung aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst, so sind die §§ 158, 160 
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß an- 
zuwenden. Sonstige Arbeitseinkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebe- 
trieb oder aus selbständiger oder nichtselb- 
ständiger Arbeit außerhalb des öffentlichen 
Dienstes im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr, 1 bis 4 
des Einkommensteuergesetzes werden auf 
die Bezüge angerechnet. Hierbei bleibt die 
Hälfte dieser Einkünfte anrechnungsfrei, 
mindestens jedoch ein Betrag in Höhe des 
Unterschiedes zwischen den Bezügen und 
dem vollen Arbeitseinkommen oder, sofern 
dieser Unterschiedsbetrag zweihundertfünf- 
zig Deutsche Mark monatlich nicht erreicht, 
dieser Betrag; bleibt das volle Arbeitsein- 
kommen hinter der in § 158 Abs. 4 des Bun- 
desbeamtengesetzes bezeichneten Höchst- 
grenze zurück, so gilt bei der Ermittlung des 
Unterschiedsbetrages diese Höchstgrenze als 
volles Arbeitseinkommen. Vom Ersten des 
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auf die Vollendung des zweiundsechzigsten 
Lebensjahres folgenden Monats an wird die 
Anrechnung von Arbeitseinkünften gemäß 
Satz 2 und 3 dahin begrenzt, daß dem Ge- 
schädigten noch mindestens ein Betrag in 
Höhe der sich nach Absatz 1 ergebenden Be- 
züge zu leisten ist. Bei der Anrechnung von 
im Auslande erzielten Arbeitseinkünften ist 
der amtliche Umrechnungskurs der auslän- 
dischen Währung zugrunde zu legen. Die 
Vorschriften des § 156 Abs. 2, der §§ 159, 

162, 165 und 169 des Bundesbeamtengesetzes 
gelten ebenfalls sinngemäß." 

f) Hinter Absatz 4 werden folgende Absätze 
eingefügt: 

„(5) Für die Dauer der Gewährung von 
Bezügen der in Absatz 2 genannten Art gilt 
der Geschädigte als im Sinne der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen versicherungs- 
pflichtig beschäftigt. Die Bezüge nach Ab- 
satz 2 gelten als Arbeitsentgelt. 

(6) Die Versicherung ist in dem Zweig der 
gesetzlichen Rentenversicherungen durchzu- 
führen, dem der Geschädigte nach der Art 
der Beschäftigung angehören würde, wenn 
er der Vorschrift des § 9 entsprechend wie- 
dereingestellt worden wäre. In den Fällen 
des Absatzes 9 oder bei einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit 
eines Beziehers von Bezügen der in Ab- 
satz 2 genannten Art, für die Beiträge zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen nicht 
im Lohnabzugsverfahren zu entrichten sind, 
ist die Versicherung in dem Zweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen durchzu- 
führen, in dem der Geschädigte auf Grund 
der tatsächlich ausgeübten Beschäftigung oder 
Tätigkeit versichert ist. Soweit die Versiche- 
rung in der Rentenversicherung der Ange- 
stellten oder in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung durchzuführen ist, findet 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder § 1 Abs. 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes Anwendung. 

(7) Bezieht der Geschädigte Arbeitsein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit oder 
aus einer selbständigen Tätigkeit und unter- 
liegt er wegen dieser Beschäftigung oder 
Tätigkeit der Versicherungspflicht in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen, so ver- 
mindert sich der der Beurteilung der Ver- 
sicherungspflicht sowie der Berechnung der 
Beiträge und der Leistungen zugrunde zu 
legende Arbeitsentgelt (Absatz 5 Satz 2) um 
den Betrag, der nach Absatz 3 auf die Be- 
züge nach Absatz 2 anzurechnen ist. 

(8) § 1385 Abs. 4 Buchstabe a der Reichs- 
versicherungsordnung, § 112 Abs. 4 Buch- 
stabe a des Angestelltenversicherungsge- 
setzes und § 130 Abs. 6 Buchstabe a des 
Reichsknappschaftsgesetzes gelten entspre- 
chend. 


c h u s s e s 
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(9) übt der Bezieher von Bezügen der in 
Absatz 2 genannten Art eine versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung aus, für die Beiträge 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
im Lohnabzugsverfahren zu entrichten sind, 
so gilt diese als Hauptbeschäftigung im 
Sinne des § 1396 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung und des § 118 Abs. 3 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes. 

(10) Für die in Absatz 5 genannte Zeit ent- 
richtet der wiedergutmadiungsp nichtige 
Dienstherr die Beiträge bei Beendigung der 
Gewährung von Bezügen der in Absatz 2 
genannten Art, spätestens jedoch nach Ab- 
lauf eines jeden Kalenderjahres, unmittelbar 
an den Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und fügt eine Bescheinigung bei, 
die Beginn und Ende der Zeiten der Gewäh- 
rung dieser Bezüge sowie deren Höhe, so- 
weit diese der Beitragsentrichtung zugrunde 
gelegt ist, bezeichnet; § 29 Abs. 1 findet An- 
wendung. Der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung beurkundet die Zeiten und 
Bezüge und erteilt dem Geschädigten dar- 
über eine Aufrechnungsbesdieinigung. Der 
Geschädigte muß sich bei jeder Zahlung von 
Bezügen nach Absatz 2 den auf ihn entfal- 
lenden Anteil an dem Beitrag zu den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen abziehen las- 
sen.« 

17. In § 21b Satz 1 wird hinter der Zahl „IO,"' die 17 . unverändert 

^ Zahl „10 a," eingefügt. 

17a. In § 22b Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 17 ^ unverändert 

♦ 

„Der Zuschuß beträgt die Hälfte der Dienstbe- 
züge, die bei einer Wiederanstellung des ge- 
schädigten Beamten in einem Amt der im Wie- 
dergutmachungsbescheid bezeichneten Besol- 
dungsgruppe zu zahlen wären." 


18. Hinter § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 18. unverändert 

♦ 

„§ 25a 

Den nach §§24 bis 26 für die Anmeldung und 
Entscheidung zuständigen Behörden oder Ver- 
waltungsstellen ist in entsprechender Anwen- 
dung des § 191 Abs. 3, Abs. 4 Nr. 2 bis 4 und 
Abs. 5 des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 

Rechts- und Amtshilfe zu leisten." 


18a. § 26 Abs. 4 erhält folgende Fassung: , Nummer 18a entfällt. 

„(4) Eine Entscheidung, durch die der Wie- 
dergutmachungsanspruch ganz oder teilweise 
abgelehnt wird, kann unmittelbar durch Klage 
im Verwaltungsrechtsweg angefochten werden, 
soweit nicht die in den Ländern geltenden 
Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanordnun- 
gen für Wiedergutmachungsansprüche gegen 
das Land oder eine der Landesaufsicht unter- 
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stehende Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts einen anderen Rechts- 
weg vorsehen. Die Frist zur Erhebung der Klage 
beträgt drei Monade seit Zustellung der ange- 
fochtenen Entscheidung. Vor der Erhebung der 
Klage im Verwaltungsrechtsweg bedarf es kei- 
ner Nachprüfung in einem Vorverfahren." 

19. § 27a Satz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

♦ 

„Das Verfahren regelt sich in diesen Fällen 
nach dem Neunten Abschnitt des Bundesent- 
schädigungsgesetzes (BEG) mit Ausnahme des 
§ 175 Abs. 2 und 3 sowie der §§ 182, 186 bis 
190, 199 bis 205 und 212." 

19a. In § 28 werden im Klammerzusatz „(§ 3 Abs. 1 

^ Nr. 2, Abs. 2 und 3)" die Worte „Abs. 2 und 3" 
durch die Worte „Abs. 2 bis 4" ersetzt. 

20. In § 29 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

♦ 

„(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn auf 
Grund des der Wiedergutmachung zugrunde 
liegenden Dienstverhältnisses Zahlungen von 
einer ausländischen Versorgungseinrichtung ge- 
leistet worden sind. Bei der Anrechnung ist der 
amtliche Umrechnungskurs zugrunde zu legen." 


21. /n § 31 b wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, 
die in das Dienstverhältnis eines Berufssolda- 
ten oder eines Soldaten auf Zeit berufen wor- 
den sind oder berufen werden." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


19. unverändert 


19a. unverändert 


20. unverändert 


20a, § 31 a erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§31a 

Ist einem Geschädigten, dessen Dienstverhält- 
nis durch die Schädigung geendet hat oder dem 
Versorgungsbezüge entzogen worden sind, aus 
Gründen des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 
Wiedergutmachung nicht gewährt worden, so 
findet das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen Anwendung, so- 
fern er ohne die Schädigung zum Personenkreis 
des genannten Gesetzes gehören würde. Ent- 
sprechendes gilt für seine versorgungsberech- 
tigten Hinterbliebenen." 

21. § 31 b erhält folgende Fassung; 

♦ 

,.§ 31 b 

(1) Bei Personen, die nach dem 8. Mai 1945 
in das Beamtenverhältnis berufen worden sind 
oder berufen werden, gilt als Dienstzeit im 
Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts 
die Zeit, um die der Abschluß ihrer Vorbildung 
oder die Berufung in das Beamtenverhältnis 
nach abgeschlossener Vorbildung aus Verfol- 
gungsgründen (§ 1) verzögert worden ist. Per- 
sonen, bei denen eine Verzögerung nicht vor- 
liegt, die aber aus Verfolgungs gründen (§ 1) 
ihre frühere berufliche Tätigkeit nicht mehr 
ausüben konnten, sind bei der Anwendung be- 
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§ 31 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Die früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen 
im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 und der ehe- 
maligen Freien Stadt Danzig, die einen An- 
spruch auf Versorgung gegenüber ihrem 
Dienstherrn hatten oder ohne Verfolgung 
des Judentums erlangt hätten, erhalten vom 
1. Oktober 1952 an monatliche Versorgungs- 
zahlungen auf der Grundlage ihrer früheren 
Dienstbezüge, sofern sie nicht nach einer 
verfolgungsbedingten Verdrängung aus 
ihrem früheren Beruf in den Dienst einer 
jüdischen Gemeinde oder öffentlichen Ein- 
richtung übernommen worden sind. Entspre- 
chendes gilt für ihre versorgungsberechtig- 
ten Hinterbliebenen. Allgemeine Änderun- 
gen der Bezüge von Versorgungsempfän- 
gern des Bundes sind zu berücksichtigen." 


b) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„hierbei können bestimmte Höchst- und 
Mindestbeträge festgesetzt und Regelungen 
über das Ruhen der Versorgungszahlungen 
bei ihrem Zusammentreffen mit sonstigen 
Bezügen sowie über die Anrechnung von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und sonstigen Versorgungsleistun- 
gen getroffen werden." 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

soldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschrif- 
ten über die Berücksichtigung von Vordienst- 
zeiten so zu behandeln, wie wenn sie aus ihrer 
früheren beruflichen Tätigkeit nicht verdrängt 
worden wären. 

(2) Die Zeit einer nach §§43 und 47 des Bun- 
desentschädigungsgesetzes anerkannten Frei- 
heitsentziehung oder Freiheitsbeschränkung 
gilt unbeschadet einer Berücksichtigung nach Ab- 
satz 1 als ruhegehaltfähig. Sie gilt als Dienst- 
zeit im Sinne des Besoldungsrechts. 

(3) Die §§ 7 und 8 gelten entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für Inhaber von Zivil- oder Polizeiversorgungs- 
scheinen und für Personen, die 

1. in das Dienstverhältnis eines Berufs- 
soldaten oder Soldaten auf Zeit beru- 
fen worden sind oder berufen werden, 

2. in das Angestellten- oder Arbeiter- 
verhältnis eingestellt worden sind 
oder eingestellt werden." 


22. § 31 d wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut; 

„(1) Die früheren Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen 
im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937, die einen 
Anspruch auf Versorgung gegenüber ihrem 
Dienstherrn hatten oder ohne Verfolgung 
des Judentums erlangt hätten, erhalten vom 
1. Oktober 1952 an monatliche Versorgungs- 
zahlungen auf der Grundlage ihrer früheren 
Dienstbezüge; Entsprechendes gilt für ihre 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen. 
Allgemeine Änderungen der Bezüge von 
Versorgungsempfängern des Bundes sind zu 
berücksichtigen. Den in Satz 1 genannten 
Personen werden die Bediensteten jüdischer 
Gemeinden oder öffentlicher Einrichtungen 
in den in § 1 Abs. 2 genannten Gebieten 
gleichgestellt, sofern sie deutsche Staats- 
angehörige oder deutsche Volkszugehörige 
im Sinne des § 6 des Bunde svertriebenen- 
gesetzes sind." 

b) unverändert 
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23. Hinter § 31 e wird folgender § 31 f eingefügt: 

„§ 31 f 

(1) Auf Geschädigte, deren Dienstverhältnis 
bei einer in Berlin gelegenen Dienststelle einer 
Gebietskörperschaft oder einer in § 2 a genann- 
ten Nichtgebietskörperschaft, eines Verbandes 
von Gebiets- oder Nichtgebietskörperschaften 
oder einer Einrichtung der öffentlichen Hand 
durch die Schädigung geendet hat und die Ver- 
sorgungsansprüche wegen § 3 nicht geltend 
machen können, sowie deren versorgungsbe- 
rechtigte Hinterbliebene findet, soweit der Bund 
nach § 22 wiedergutmachungspflichtig wäre, 
§ 56 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen entspre- 
chende Anwendung, wenn sie am 1. Januar 
1955 in Berlin oder seinen Randgebieten ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hatten. 
Das gilt auch für Geschädigte, denen Versor- 
gungsbezüge entzogen worden sind, die von 
einer in Berlin gelegenen Kasse der in Satz 1 
bezeichneten Dienststellen gezahlt worden sind, 
sowie deren versorgungsberechtigte Hinterblie- 
bene. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 ist der 
Geschädigte so zu behandeln, wie wenn er bis 
zum 8. Mai 1945, längstens jedoch bis zur Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
oder bis zum Eintritt der Dienstunfähigkeit (Be- 
rufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit) im Dienst 
verblieben wäre und zum Personenkreis der 
§§1,2 oder 62 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen gehören 
würde. Entsprechendes gilt für Geschädigte, 
denen die Versorgungsbezüge entzogen worden 
sind, und ihre sowie die im Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen. 

(3) Soweit für Geschädigte gemäß Absatz 1 

das Land Berlin oder eine Nichtgebietskörper- 
schaft, ein Verband von Gebiets- oder Nichtge- 
bietskörperschaften oder eine Einrichtung der 
öffentlichen Hand, die der Aufsicht des Landes 
Berlin unterstehen, nach § 22 Wiedergut- 

machung spflichtig wäre, kann das Land Berlin 
diese Geschädigten ungeachtet der Vorschrift 
des § 3 in die Regelung dieses Gesetzes einbe- 
ziehen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. Hinter § 31 e wird folgender § 31 f eingefügt: 

♦ 

„§ 31 f 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soweit für Geschädigte (§§ 1 bis 2 b), 
deren Dienstverhältnis durch die Schädigung 
geendet hat oder denen Versorgungsbezüge 
entzogen worden sind, das Land Berlin oder 
eine Nichtgebietskörperschaft, ein Verband von 
Gebiets- oder Nichtgebietskörperschaften oder 
eine Einrichtung der öffentlichen Hand, die der 
Aufsicht des Landes Berlin unterstehen, nach 
§ 22 zur Wiedergutmachung verpflichtet wäre, 
kann das Land Berlin diese Geschädigten unge- 
achtet der Vorschrift des § 3 in die Regelung 
dieses Gesetzes einbeziehen.“ 

23a. Hinter § 31 f wird folgender § 31 g eingefügt: 

♦ 

„§ 31 g 

Bei Beamten, deren Beförderung aus Verfol- 
gungsgründen (§ 1) erheblich verzögert worden 
ist, ist das allgemeine Dienstalter so festzuset- 
zen, wie wenn sie rechtzeitig befördert worden 
wären. § 8 findet entsprechende Anwendung." 
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23b. Hinter § 31 g wird folgender § 31 h eingefügt: 

♦ 

„§ 31h 

(1) Geschädigte, für die zur abgeschlossenen 
Ausbildung für ihren Beruf nach Bestehen der 
das Hochschulstudium abschließenden Prüfung 
ein staatlicher Vorbereitungsdienst vorge- 
schrieben war und deren Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst nach bestandener Prüfung 
aus Verfolgungsgründen (§ 1) unterblieben ist, 
erhalten vom 1. Januar 1961 ab einen Unter- 
haltsbeitrag in Höhe von 50 vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Ein- 
gangsstufe der Besoldungsgruppe 13 der Bun- 
desbesoldungsordnung A, sofern anzunehmen 
ist, daß sie ohne die Verfolgung voraussichtlich 
eine Anstellung im höheren Dienst und eine 
Anwartschaft auf beamtenrechtliche Versorgung 
erreicht hätten. 


(2) §§ 3, 7, 8, 13, 22, 24 bis 27, 28 zweiter 
Halbsatz, § 29 Abs. 1, § 31 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
sowie Absatz 2 und 3 gelten entsprechend. Bei 
der Anwendung des § 22 gilt als schädigende 
Dienststelle diejenige Behörde, die die Über- 
nahme in den Vorbereitungsdienst abgelehnt 
hat oder die für die Einberufung in den Vorbe- 
reitungsdienst zuständig gewesen wäre. Die 
beamten rechtlichen Vorschriften über das Ruhen 
und das Erlöschen der Versorgungsbezüge fin- 
den entsprechende Anwendung." 


24. In § 35 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 24. unverändert 

♦ 

„Der Ansprudi gemäß Satz 1 erlisdit bei Be- 
endigung der Wiederverwendung oder bei 
einer Wiederansteilung (§ 9) sowie mit der Ent- 
stehung des Anspruchs aus § 10 Abs. 3 Satz 1 
oder aus § 21 a Abs. 2." 


Artikel II 

Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 

Artikel IV des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmadiung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes vom 23. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 820) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Eines erneuten Antrages bedarf es in Abwei- 
chung von § 24 Abs. 4 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes jedoch dann, wenn über den Anspruch 
vor der Verkündung dieses Gesetzes durch un- 
anfechtbaren Bescheid oder durch rechtskräftiges 
Urteil entschieden worden ist; die Unanfechtbar- 
keit oder die Rechtskraft stehen einer erneuten 
Entscheidung nicht entgegen." 


Artikel II 

Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes 

Artikel IV des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes vom 23. Dezember 1955 (Bun- 
de sgesetzbl. I S. 820) wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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b) In Nummer 2 werden die Worte „vor dem In- b) unverändert 
krafttreten“ durch die Worte „vor der Verkün- 
dung“ ersetzt. 


c) Es wird folgende Nummer 6 angefügt: 

„6, Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 
machung santrag vor der Verkündung die- 
ses Gesetzes zugestellt worden, so sind dem 

Geschädigten auf seinen bis zum 

zu stellenden Antrag auch die seit der Zu- 
stellung dieser Entscheidung entrichteten 
Arbeitnehmeranteile aus den Beiträgen zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen und 
etwaige freiwillig entrichtete Beiträge nach 
Maßgabe des § 31 e zu erstatten.“ 


Artikel III 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für die 
im Ausland lebenden Angehörigen des öffentlichen 
^ Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Ausland 
lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
vom 18. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 137) in der 
Fassung gemäß Artikel II des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes vom 23. Dezem- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820) wird wie folgt 
geändert: 


c) Es wirfd folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 
machung santrag vor der Verkündung dieses 
Gesetzes zugestellt worden, so sind dem 
Geschädigten auf seinen bis zum 31. Dezem- 
ber 1962 zu stellenden Antrag auch die seit 
der Zustellung dieser Entscheidung entrich- 
teten Arbeitnehmeranteile aus den Beiträ- 
gen ZU den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und etwaige freiwillig entrichtete 
Beiträge nach Maßgabe des § 31 e zu erstat- 
ten, “ 


Artikel III 
unverändert 


1, § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Die §§ 1, 2, 2 a, 5 bis 11 und 11b bis 34 des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes finden auf Geschädigte 
sowie ihre versorgungsberechtigten Hinterblie- 
benen, die ihren Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt im Auslande haben, Anwendung, soweit 
nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist.“ 


2. In § 3 Nr. 1 und 2 werden die Worte „der Ge- 
schädigte“ durch die Worte „der Berechtigte“ 
ersetzt. 


3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) § 10 a des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
^Jniechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes gilt mit der Maßgabe, daß dem An- 
trag auf Belassung im Ruhestande ohne Rück- 
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sicht auf dienstliche Gründe für eine Wieder- 
anstellung stattzugeben ist." 

b) Absatz 3 entfällt. 

4. In § 9 werden die Worte „des Gesetzes vom 
11. Mai 1951" durch die Worte „des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes" ersetzt. 


Artikel IV 
Übergangs Vorschriften 

(1) Für Personen, denen auf Grund der Änderun- 
gen in Artikel I und III dieses Gesetzes erstmalig 
Wiedergutmachungsansprüche zustehen, endet die 
Frist zur Stellung des Wiedergutmachungsantrages 

mit Ablauf des (6 Monate nach 

Ablauf des Monats, in dem das Gesetz verkündet 
wird); § 24 Abs 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes gilt ent- 
sprechend. War der Wiederigutmachungsanspruch 
nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes oder nach dem Gesetz 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für die im Ausland lebenden 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes in der bis- 
herigen Fassung abgelehnt, so steht die Unanfecht- 
barkeit oder die Rechtskraft der Entscheidung dem 
Anträge und der erneuten Entscheidung nicht ent- 
gegen, 

(2) Ist Über den Wiedergutmachungsantrag nach 
den in Absatz 1 Satz 2 genannten Gesietzen durch 
unanfechtbaren Bescheid oder rechtskräftiges Urteil 
entschieden worden, so kann der Berechtigte, soweit 
auf Grund der Änderungen in Artikel I und III 
dieses Gesetzes ein weiter gehender Anspruch 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


4. unverändert 


Artikel III a 

Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 

In § 77 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen wird folgender Satz 
angefügt: 

„Hierbei werden die in § 31 a des in Satz 1 erst- 
genannten Gesetzes bezeichneten Personen so be- 
handelt, wie wenn sie mit Ablauf des 8. Mai 1945 
ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz oder, sofern ihre 
Amtsperiode schon vorher mit Versorgungsberech- 
tigung abgelaufen oder der Vers orgungs fall einge- 
treten wäre, ihre Versorgung aus anderen als 
beamten- oder tarif rechtlichen Gründen verloren 
hätten. Entsprechendes gilt für Hinterbliebene." 


Artikel IV 

Übergangsvorschriften 

(1) Für Personen, denen auf Grund der Ände- 
rungen in Artikel I und III dieses Gesetzes erst- 
malig Wiedergutmachungsansprüche zustehen, endet 
die Frist zur Stellung des Wiedergutmachungsantra- 
ges mit Ablauf des 31. Dezember 1962; § 24 Abs. 3 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes gilt entsprechend. War der 
Wiedergutmachungsanspruch nach dem Gesetz zur 
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes oder nach dem Gesetz zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für die im Ausland lebenden Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes in der bisherigen Fassung ab- 
gelehnt, so steht die Unanfechtbarkeit oder die 
Rechtskraft der Entscheidung dem Anträge und der 
erneuten Entscheidung nicht entgegen. 


(2) Ist über den Wiedergutmachungsantrag nach 
den in Absatz 1 Satz 2 genannten Gesetzen durch 
unanfechtbaren Bescheid oder rechtskräftiges Urteil 
entschieden worden, so kann der Berechtigte, so- 
weit -auf Grund der Änderungen in Artikel I und III 
dieses Gesetzes ein weiter gehender Anspruch be- 
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begründet ist, bis zum (Zeitpunkt 

wie in Absatz 1) eine entsprechende Änderung der 
Wiedergutmachungsentscheidung beantragen; die 
Unanfechtbarkeit oder die Rechtskraft stehen inso- 
weit einer erneuten Entscheidung nicht entgegen. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Wiedergutma- 
chung durch Vergleich geregelt war. § 24 Abs. 3 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
Öffentlichen Dienstes gilt entsprechend. 

(3) Eine nach der bisherigen Fassung des § 3 
Abs 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes von der obersten 
Dienstbehörde oder durch rechtskräftiges Urteil 
anerkannte Familienzusammenführung gilt als 
solche im Sinne der Neufassung dieser Vorschrift 
(Artikel I Nr. 5 Buchstabe e). 

(4) Unanfechtbare Entscheidungen oder rechtskräf- 
tige Urteile, die die Ansprüche von Geschädigten 
günstiger regeln als nach diesem Gesetz vorge- 
sehen ist, bleiben unberührt, soweit nicht nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes die Anrechnung von 
Zahlungen auf Wiedergutmachungsleistungen in 
Betracht kommt; sind Zahlungen bisher nicht ange- 
rechnet worden, so behält es dabei für die Zeit bis 
zum Ende des Monats, in dem dieses Gesetz ver- 
kündet wird, sein Bewenden. 

(5) Soweit sich Rechtsstreitigkeiten durch Erlaß 
dieses Gesetzes erledigen, werden Gerichtskosten 
einschließlich Auslagen nicht erhoben; außergericht- 
liche Kosten werden gegeneinander aufgehoben. 

(6) Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 
machungsantrag vor der Verkündung dieses Geset- 
zes zugestellt worden, so kann der Geschädigte bis 

zum (Zeitpunkt wie in Absatz 1) die Belas- 

sung im Ruhestand gemäß § 10 a beantragen. Das 
gilt auch für Geschädigte, die Ruhegehalt gemäß 
§ 10 Abs. 3 erhalten; wird von diesen die Belassung 
im Ruhestand beantragt und dem Antrag stattgege- 
ben, so wird vom Ersten des auf die Antragstellung 
folgenden Monats an das Ruhegehalt so berechnet, 
wie wenn der Geschädigte entsprechend seinem 
Wiiedergutmachungsanspruch wlederangestellt und 
aus diesem Amt mit Ablauf des Monats, in dem, 
der Antrag gestellt worden ist, in den Ruhestand 
getreten wäre. 

(7) Für die Zeit vom 1. September 1957 bis zum 
Ablauf des Monats, in dem dieses Gesetz verkün- 
det wird, tritt in § 21a Abs. 3 Satz 2 letzter Halb- 
satz des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts für Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes in seiner bisherigen 
Fassung an die Stelle des anrechnungsfreien 
Betrags von einhundertfünfzig ein solcher von 
zweihundert Deutsche Mark. 

(8) Angestellte und Arbeiter, die Bezüge gemäß 
§ 21a Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes erhalten oder 


gründet ist, bis zum 31. Dezember 1962 eine 
entsprechende Änderung der Wiedergutmachungs- 
entscheidung beantragen; die Unanfechtbarkeit oder 
die Rechtskraft stehen insoweit einer erneuten Ent- 
scheidung nicht entgegen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Wiedergutmachung durch Vergleich gere- 
gelt war. § 24 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes gilt ent- 
sprechend. 

Absatz 3 entfällt 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Ist die Entscheidung über den Wiedergut- 
machungsantrag vor der Verkündung dieses Geset- 
zes zugestellt worden, so kann der Geschädigte bis 
zum 31. Dezember 1962 die Belassung im Ruhestand 
gemäß § 10 a beantragen. Das gilt auch für Geschä- 
digte, die Ruhegehalt gemäß § 10 Abs. 3 erhalten; 
wird von diesen die Belassung im Ruhestand bean- 
tragt und dem Antrag stattgegeben, so wird vom 
Ersten des auf die Antragstellung folgenden Monats 
an das Ruhegehalt so berechnet, wie wenn der Ge- 
schädigte entsprechend seinem Wiedergutmachungs- 
anspruch wiederangestellt und aus diesem Amt mit 
Ablauf des Monats, in dem der Antrag gestellt wor- 
den ist, in den Ruhestand getreten wäre. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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erhalten haben, sind für Zeiten der Gewährung 
dieser Bezüge, die vor dem Inkrafttreten der durch 
Artikel I Nr. 16 Buchstabe f eingefügten Vorschrif- 
ten (§ 21a Abs. 5 bis 10) liegen, nachzuversichern, 
sofern für säe nach diesen Vorschriften und unter 
Berücksichtigung der jeweils geltenden Vorschriften 
Über die Jahresarbeitsverdienst- und Beitragsbe- 
messungsgrenze Beiträge zu entrichten gewesen 
wären; im übrigen finden die seit dem 1. März 1957 
geltenden Vorschriften über die Nachversicherung 
von Personen, die aus einer versicherungsfreien 
Beschäftigung ausscheiden, entsprechende Anwen- 
dung. 


Artikel V 

Ermächtigung zur Bekanntmachung der Neufassung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes und des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für .die im Ausland 
lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes in 
der nunmehr geltenden Fassung bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei- 
tigen, wobei jeweils das Wort „Bundesgebiet(es)" 
durch die Worte „Geltungsbereich(es) dieses Geset- 
zes", in § 34 des zuerst genannten Gesetzes jedoch 
durch die Worte „sonstigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes", zu ersetzen ist. 


A r t i k e 1 VI 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


Artikel VII 
Inkrafttreten 

(1) Es treten in Kraft: 

1, Artikel I Nr. 1, 3, Nr. 5 Buchstabe b, Nr. 7 
Buchstaben a und b, Nr. 9, 11, 12, Nr. 13 Buch- 
stabe b, Nr. 15, 20 und 22, Artikel II mit Wir- 
kung vom 1. April 1951, jedoch mit folgenden 
Maßgaben: 

a) die für Angehörige von Einrichtungen der 
öffentlichen Hand gemäß § 2ia (Artikel I 
Nr. 3) sowie für Ansprüche gemäß § lla 
(Artikel I Nr. 9) bisher bestehenden Rege- 
lungen über den Beginn der Zahlung laufen- 
der Bezüge bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(9) § 21 a Abs. 3 Sätze 2 bis 5 treten am 31. De- 
zember 1965 außer Kraft. 

Artikel V 

unverändert 


Artikel VI 
unverändert 


Artikel VII 
Inkrafttreten 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 1, 3, Nr. 5 Buchstabe b, Nr. 5 a, 
Nr. 7 Buchstaben vor a, a und b, Nr. 9, 10 a, 11, 
12, Nr. 13 Buchstabe b, Nr. 15, 20, 21, 22, Arti- 
kel II mit Wirkung vom 1. April 1951, jedoch 
mit folgenden Maßgaben: 

a) unverändert 
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b) die gemäß Artikel I Nr. 15 Buchstabe a 
zu gewährenden Mindestversorgungsbezüge 
werden erst vom 1. September 1957 ab ge- 
währt; 

2. Artikel I Nr. 4 

mit Wirkung vom 1. Januar 1954; 

3. Artikel I Nr. 5 Buchstabe a 

mit Wirkung vom 10. August 1955; 

4. Artikel I Nr, 21 

mit Wirkung vom 1. April 1956; 

5. Artikel I Nr. 2 

mit Wirkung vom 24. Mai 1956; 

6. Artikel I Nr. 16 Buchstaben a und c 

mit Wirkung vom 1. Januar 1957; 

7. Artikel I Nr. 17 a 

mit Wirkung vom 1. April 1957; 

8. Artikel I Nr. 5 Buchstaben e und f, Nr. 10, 
Nr. 14 und Nr. 19 a 

mit Wirkung vom 1. September 1957; 

9. Artikel I Nr. 23 

mit Wirkung vom 14. September 1957; 

10. Artikel I Nr. 5 Buchstaben c und d, Nr. 6, Nr. 7 
Buchstabe c, Nr. 8, Nr. 13 Buchstabe a, Nr. 16 
Buchstaben b, d bis f, Nr. 17, 18, 18 a, 19 
und 24, Artikel III bis VI am Ersten des auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Monats; Artikel III Nr. 1 tritt jedoch in- 
soweit, als die darin für anwendbar erklärten 
Vorschriften des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
früher in Kraft getreten sind oder in Kraft 
treten, zu diesen früheren Zeitpunkten in Kraft. 

(2) Zahlungen auf Grund des durch Artikel I 
Nr. 23 eingefügten § 31 f Abs. 1 werden vom Ersten 
des Monats ab gewährt, in dem der Antrag gestellt 
worden ist. Anträge, die bis zum (6 Monate 

nach der Verkündung des Gesetzes) gestellt werden, 
gelten als im Monat September 1957 gestellt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
b) unverändert 


2. Artikel I Nr. 4, Nr. 20 a und Artikel III a 

mit Wirkung vom 1. Januar 1954; 

3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. Artikel I Nr. 5 Buchstabe f, Nr. 10, Nr. 14 und 
Nr. 19 a 

mit Wirkung vom 1. September 1957; 

9. unverändert 


10. Artikel I Nr. 5 Buchstaben c und d, Nr. 6, Nr. 7 
Buchstabe c, Nr. 8, Nr. 12 a, Nr. 13 Buchstabe a, 
Nr. 16 Buchstaben b, d bis f, Nr. 17, 18, 19, 
23 a, 23 b und 24, Artikel III, IV bis VI am 
Ersten des auf die Verkündung dieses Geset- 
zes folgenden Monats; Artikel III Nr. 1 tritt 
jedoch insoweit, als die darin für anwendbar 
erklärten Vorschriften des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozialisti- 
schen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes früher in Kraft getreten sind oder in 
Kraft treten, zu diesen früheren Zeitpunkten 
in Kraft. 

(2) Zahlungen auf Grund des durch Artikel I 
Nr. 23 eingefügten § 3:1 f Abs. 1 werden vom Ersten 
des Monats ab gewährt, in dem der Antrag gestellt 
worden ist. Anträge, die bis zum 31. Dezember 1962 
gestellt werden, gelten als im Monat September 
1957 gestellt. 
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